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Abschnitt 1 
Geltungsbereich

§ 1. (1) Dieses Bundesgesetz gilt für die Beschäf-
tigung von

1. 	 Kindern mit Arbeiten jeder Art und

2. 	 Jugendlichen bis zur Vollendung des 18. Le-
bensjahres, die in einem Dienstverhältnis, 
einem Lehr- oder sonstigen Ausbildungsver-
hältnis stehen.

(1a) Abweichend von Abs. 1 Z 2 gelten für Lehr-
linge, die das 18. Lebensjahr vollendet haben,

1. 	 § 14 Abs. 2 mit der Maßgabe, daß für die 
Berechnung des Grundlohnes und des Über-
stundenzuschlages der niedrigste im Betrieb 
vereinbarte Facharbeiterlohn bzw. Angestell- 
tengehalt heranzuziehen ist;

2. 	 § 11 Abs. 4, 5, 6 Z 1 und 3, Abs. 7 und 8,  
§ 21 und § 25 Abs. 1 und 2 sinngemäß.

(2) Dieses Bundesgesetz ist, unbeschadet des 
Abs. 3 Z 1, nicht anzuwenden auf vereinzelte, ge-
ringfügige, aus Gefälligkeit erwiesene leichte Hil-
feleistungen von Kindern, sofern eine solche Hil-
feleistung nur von kurzer Dauer ist, ihrer Art nach 
nicht einer Dienstleistung von Dienstnehmern, 
Lehrlingen oder Heimarbeitern entspricht, die Kin-
der hiebei keinen Unfallgefahren ausgesetzt und 
weder in ihrer körperlichen und geistigen Gesund-
heit und Entwicklung noch in ihrer Sittlichkeit ge-
fährdet sind.

(3) Dieses Bundesgesetz ist nicht anzuwenden auf 
die Beschäftigung von

1. 	 Kindern und Jugendlichen, für die das Landar-
beitsgesetz 1984, BGBl. Nr. 287, gilt;

2. 	 Jugendlichen in privaten Haushalten.

(4) Auf die Beschäftigung von Jugendlichen, für die 
das Bäckereiarbeiter/innengesetz 1996 (BäckAG 
1996), BGBl. Nr. 410/1996, gilt, sind die §§ 11 
Abs. 1 bis 3a, 15, 17 Abs. 2 und 27 Abs. 2 nicht 
anzuwenden.

(5) Soweit in diesem Bundesgesetz personen- oder 
funktionsbezogene Bezeichnungen noch nicht ge-
schlechtsneutral formuliert sind, gilt die gewählte 
Form für beide Geschlechter.

Begriffsbestimmungen

§ 2. (1) Kinder im Sinne dieses Bundesgesetzes 
sind Minderjährige

1. 	 bis zur Vollendung des 15. Lebensjahres oder

2. 	 bis zur späteren Beendigung der Schulpflicht.

(1a) Für Minderjährige (Abs. 1 Z 1), die die Schul-
pflicht vollendet haben und

1. 	 in einem Lehrverhältnis oder

2. 	 im Rahmen eines Ferialpraktikums (§ 20  
Abs. 4 des Schulunterrichtsgesetzes, BGBl. 
Nr. 472/1986) oder

3. 	 im Rahmen eines Pflichtpraktikums nach 
dem Schulorganisationsgesetz, BGBl. Nr. 
242/1962 oder

4. 	 im Rahmen eines Ausbildungsverhältnisses 
gemäß § 8b Abs. 2 Berufsausbildungsgesetz, 
BGBl. Nr. 142/1969, beschäftigt werden, gel-
ten die Bestimmungen der Abschnitte 3 bis 5 
für Jugendliche.

(2) Als eigene Kinder im Sinne dieses Bundesge-
setzes gelten Kinder (Abs. 1), die mit jenem, der 
sie beschäftigt, im gemeinsamen Haushalt leben 
und mit ihm bis zum dritten Grad verwandt oder 
verschwägert sind oder zu ihm im Verhältnis von 
Stiefkindern oder Wahlkindern stehen. Alle üb-
rigen Kinder gelten als fremde Kinder.

§ 3. Jugendliche im Sinne dieses Bundesgesetzes 
sind Personen bis zur Vollendung des 18. Le-
bensjahres, die nicht als Kinder im Sinne des § 2  
Abs. 1 gelten.

Abschnitt 2 
Begriff der Kinderarbeit

§ 4. (1) Als Kinderarbeit im Sinne dieses Bundes-
gesetzes gilt die Beschäftigung von Kindern mit 
Arbeiten jeder Art.

(2) Als Kinderarbeit gilt nicht die Beschäftigung von 
Kindern, die ausschließlich zu Zwecken des Unter-
richts oder der Erziehung erfolgt, und die Beschäf-
tigung eigener Kinder mit leichten Leistungen von 
geringer Dauer im Haushalt. (BGBl. Nr. 113/1962, 
Art. I Z 3)
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Beschränkung der Beschäftigung von Kindern
(BGBl. Nr. 113/1962, Art. I Z 4)

§ 5. Kinder dürfen, soweit in diesem Bundesgesetz 
nicht anderes bestimmt ist, zu Arbeiten irgendwel-
cher Art nicht herangezogen werden.

Beschäftigung von Kindern, die das 13. 
Lebensjahr vollendet haben

§ 5a. (1) Kinder, die das 13. Lebensjahr vollendet 
haben, dürfen außerhalb der für den Schulbesuch 
vorgesehenen Stunden beschäftigt werden

1. 	 mit Arbeiten in Betrieben, in denen ausschließ-
lich Mitglieder der Familie des Betriebsinha-
bers beschäftigt sind, sofern es sich hiebei um 
Kinder handelt, die mit dem Betriebsinhaber 
bis zum dritten Grad verwandt sind oder zu ihm 
im Verhältnis eines Stief- oder Wahlkindes ste-
hen sowie mit ihm im gemeinsamen Haushalt 
leben; Kinder, die mit dem Betriebsinhaber im 
dritten Grad verwandt sind, dürfen nur dann 
beschäftigt werden, wenn ihr gesetzlicher Ver-
treter mit der Beschäftigung einverstanden ist,

2. 	 mit Arbeiten in einem Privathaushalt,

3. 	 mit Botengängen, mit Handreichungen auf 
Sport- und Spielplätzen, mit dem Sammeln 
von Blumen, Kräutern, Pilzen und Früchten 
sowie mit den diesen Arbeiten im einzelnen 
jeweils gleichwertigen Tätigkeiten, sofern es 
sich hiebei um leichte und vereinzelte Ar-
beiten handelt und die unter Z 3 angeführten 
Arbeiten weder in einem Betrieb gewerblicher 
Art geleistet werden noch ein Dienstverhältnis 
vorliegt.

(2) Vereinzelte Arbeiten gelten dann nicht als leich-
te Arbeiten im Sinne des Abs. 1, wenn bei deren 
Ausführung das dem Kind zumutbare Leistungs-
ausmaß unter Berücksichtigung des durch das 
Alter und die persönliche Veranlagung bedingten 
unterschiedlichen Leistungsvermögens überschrit-
ten wird; dies wird beispielsweise und im Sinne von 
Durchschnittswerten der Fall sein, wenn Lasten 
ohne mechanische Hilfsmittel bewegt oder beför-
dert werden, die mehr als ein Fünftel des Körper-
gewichtes des Kindes betragen.

(3) Kinder dürfen mit vereinzelten leichten Ar-
beiten im Sinne des Abs. 1 nur insoweit beschäftigt 
werden, als sie dadurch

1. 	 weder in ihrer körperlichen und geistigen Ge-
sundheit und Entwicklung noch in ihrer Sitt-
lichkeit gefährdet, keinen Unfallgefahren und 
keinen schädlichen Einwirkungen von Hitze, 
Kälte oder Nässe und im Falle des Abs. 1 Z 1 
außerdem auch keinen schädlichen Einwir-
kungen von gesundheitsgefährlichen Stoffen 
oder Strahlen, von Staub, Gasen oder Dämp-
fen ausgesetzt,

2. 	 im Besuch der Schule und in der Möglichkeit, 
dem Schulunterricht mit Nutzen zu folgen, 
nicht behindert und in der Erfüllung ihrer re-
ligiösen Pflichten nicht beeinträchtigt werden 
sowie

3. 	 sowohl an Schultagen wie an schulfreien Tagen 
nicht mehr als zwei Stunden in Anspruch ge-
nommen sind, wobei die Gesamtzahl der dem 
Schulunterricht und den leichten Arbeiten ge-
widmeten Stunden keinesfalls mehr als sieben 
betragen darf; nach Schluß des Unterrichts und 
bei geteiltem Unterricht nach Schluß jedes Un-
terrichtsabschnittes ist ohne Anrechnung auf 
die für den Schulweg aufgewendete Zeit eine 
Stunde arbeitsfrei zu halten, es sei denn, daß 
es sich ausschließlich um eine Beschäftigung 
mit einem Botengang handelt.

(4) Die Beschäftigung von Kindern mit vereinzelten 
leichten Arbeiten im Sinne des Abs. 1 ist verboten

1. 	 an Sonntagen und gesetzlichen Feiertagen,

2. 	 in der Zeit zwischen 20 Uhr und acht Uhr, wo-
bei auch der Zeitaufwand für den Weg zur und 
von der Arbeitsstätte nicht in diesen Zeitraum 
fallen darf.

(5) Die Beschäftigung eines Kindes mit Arbeiten 
nach Abs. 1 ist nur mit Zustimmung des gesetz-
lichen Vertreters des Kindes zulässig; dieser darf 
die Zustimmung nur erteilen, wenn er sich darü-
ber vergewissert hat, daß gegen die Beschäftigung 
des Kindes weder vom gesundheitlichen noch vom 
schulischen Standpunkt aus Bedenken bestehen. 
Die Zustimmung des gesetzlichen Vertreters gilt 
als erteilt, wenn der das Kind Beschäftigende nach 
den gegebenen Umständen eindeutig annehmen 
muß, daß der gesetzliche Vertreter des Kindes 
über die Beschäftigung unterrichtet wurde und die-
ser zugestimmt hat.
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Verwendung und Beschäftigung von Kindern 
bei öffentlichen Schaustellungen

§ 6. (1) Der Landeshauptmann kann die Verwen-
dung von Kindern bei Musikaufführungen, Theater- 
vorstellungen und sonstigen Aufführungen sowie 
bei Foto-, Film-, Fernseh- und Tonaufnahmen bewil- 
ligen. Die Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn

1. 	 ein besonderes Interesse der Kunst, der Wis-
senschaft oder des Unterrichts vorliegt oder es 
sich um Werbeaufnahmen handelt und

2. 	 die Beschaffenheit und Eigenart der betref-
fenden Beschäftigung es rechtfertigen.

Die Verwendung von Kindern in Varietes, Kaba-
retts, Bars, Sexshops, Tanzlokalen, Diskotheken 
und ähnlichen Betrieben darf nicht bewilligt wer-
den.

(2) Der Landeshauptmann kann die Bezirksverwal-
tungsbehörden ermächtigen, die Bewilligung zur 
Verwendung von Kindern nach Abs. 1 zu erteilen, 
wenn es sich nicht um erwerbsmäßige Auffüh-
rungen handelt.

(3) Handelt es sich um erwerbsmäßige Auffüh-
rungen, so hat der Landeshauptmann das nach dem 
Standort des Betriebes zuständige Arbeitsinspekto-
rat zu hören.

(4) Die Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn 
der gesetzliche Vertreter des Kindes schriftlich 
zustimmt. Bei erwerbsmäßigen Aufführungen 
muss die körperliche Eignung des Kindes für die 
Beschäftigung amtsärztlich oder durch Ärztinnen/
Ärzte für Allgemeinmedizin oder Fachärztinnen/
Fachärzten für Kinder- und Jugendheilkunde fest- 
gestellt sein. Im Falle der Beschäftigung bei Film- 
und Fernsehaufnahmen oder vergleichbaren Auf-
nahmen darf die Bewilligung nur erteilt werden, 
wenn das Gutachten eines Facharztes für Augen-
heilkunde bescheinigt, dass gegen eine solche Be-
schäftigung keine Bedenken bestehen.

(5) Die Bewilligung kann für eine bestimmte Auf- 
führung oder jeweils für einen begrenzten Zeit-
raum erteilt werden. Handelt es sich um erwerbs-
mäßige Aufführungen, so sind in den Bewilligungs-
bescheid Bestimmungen über Dauer und Lage der 
Arbeitszeit und der Ruhepausen und über etwaige 
Sonn- und Feiertagsarbeit aufzunehmen. Diese 
Bedingungen hat das zuständige Arbeitsinspekto-
rat dem Landeshauptmann in der gutächtlichen 
Äußerung (Abs. 3) bekanntzugeben.

(6) Der Landeshauptmann hat Abschriften seiner 
Bewilligungsbescheide der nach dem Beschäfti-
gungsort des Kindes zuständigen Bezirksverwal-
tungsbehörde zu übermitteln. Bei erwerbsmäßigen 
Aufführungen hat der Landeshauptmann eine 
weitere Bescheidabschrift dem örtlich zuständigen 
Arbeitsinspektorat zu übermitteln.

(7) Die Verwendung von Kindern bei Musikauffüh-
rungen, Theatervorstellungen und sonstigen Auf-
führungen, die von der Schule oder einer Schulbe-
hörde veranstaltet werden, bedarf der Bewilligung 
im Sinne der Abs. 1 bis 6 nicht. In diesen Fällen ist 
die schriftliche Zustimmung des gesetzlichen Ver-
treters des Kindes erforderlich.

§ 7. (1) Kinder dürfen nur insoweit verwendet wer-
den, als sie dadurch in ihrer Gesundheit, in ihrer kör-
perlichen und geistigen Entwicklung oder in der Sitt-
lichkeit nicht gefährdet, im Besuch der Schule und 
in der Möglichkeit, dem Schulunterricht mit Nutzen 
zu folgen, nicht behindert und in der Erfüllung ihrer 
religiösen Pflichten nicht beeinträchtigt werden.

(2) Für die Beschäftigung von Kindern nach § 6 
gelten folgende weitere Beschränkungen:

1. 	 Kinder dürfen nur in der Zeit zwischen acht 
und 23 Uhr und nicht vor dem Vormittagsun-
terricht beschäftigt werden; in diesen Grenzen 
muß auch die für den Weg zur und von der Ar-
beitsstätte aufzuwendende Zeit liegen.

2. 	 Nach dem Vormittagsunterricht ist eine min-
destens zweistündige, nach dem Nachmit-
tagsunterricht eine mindestens einstündige 
ununterbrochene arbeitsfreie Zeit zu gewäh-
ren; in diese Freizeiten sind die Zeiten, die 
zur Zurücklegung des Weges zur und von der 
Schule erforderlich sind, nicht einzurechnen.

3. 	 Die Beschäftigung von Kindern während der 
Schulferien ist nach Maßgabe des § 6 zuläs-
sig, wenn durch die Bewilligung sichergestellt 
ist, daß die Kinder höchstens während eines 
Drittels der Schulferien und nur im unbedingt 
erforderlichen Ausmaß beschäftigt werden, 
die Aufführungen oder Foto-, Film-, Fernseh- 
und Tonaufnahmen von besonderem kultu-
rellem oder volksbildnerischem Wert sind und 
nicht außerhalb der Schulferien durchgeführt 
werden können. Im Falle von Auslandstour-
neen kann in begründeten Fällen von der Be-
schränkung der Beschäftigung auf ein Drittel 
der Schulferien abgesehen werden.
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4. 	 Die Bewilligung darf nur erteilt werden, wenn 
der Veranstalter einen guten Leumund auf-
weist und von der Gemeinde, in der die Auf-
führung oder Aufnahme stattfindet, eine Unbe-
denklichkeitserklärung vorliegt. Eine Abschrift 
des Bewilligungsbescheides ist dem örtlich 
zuständigen Arbeitsinspektorat zu übermitteln.

Lohnschutz

§ 8. (1) Insoweit das Entgelt für die Arbeit frem-
der Kinder in Geldlohn besteht, dürfen in Anrech-
nung auf diesen Geldlohn nur Wohnung, Kleidung 
und Lebensmittel zugewendet werden. Der hiebei 
angerechnete Preis darf die Beschaffungskosten 
nicht übersteigen.

(2) Die Verabreichung von Alkohol und von Tabak 
an Kinder als Entgelt für ihre Arbeit ist untersagt. 
Alkoholische Getränke aller Art und Tabak dürfen 
Kindern während oder anläßlich der Arbeit nicht 
verabreicht werden.

Aufsicht

§ 9. (1) Die Überwachung der Einhaltung der 
Vorschriften dieses Bundesgesetzes über die 
Verwendung von Kindern obliegt den Bezirksver-
waltungsbehörden im Zusammenwirken mit den 
Arbeitsinspektoraten (Arbeitsinspektoren für Kin-
derarbeit, Jugend- und Lehrlingsschutz), den Ge-
meindebehörden und den Schulleitungen. (Art. VI 
Abs. 2 der Kundmachung)

(2) Die Lehrer an öffentlichen Schulen, an Schulen 
mit Öffentlichkeitsrecht und an Privatschulen, die 
Ärzte und die Organe der privaten Jugendfürsorge 
sowie aller Körperschaften, in deren Aufgabenge-
biet Angelegenheiten der Jugendfürsorge fallen, 
sind verpflichtet, Wahrnehmungen über die Ver-
letzung von Vorschriften über die Kinderarbeit der 
zuständigen Bezirksverwaltungsbehörde mitzutei-
len; auf Verlangen der Bezirksverwaltungsbehörde 
sind sie verpflichtet, Auskünfte über die Kinderar-
beit im allgemeinen und über besondere Fälle der 
Verwendung von Kindern zu erteilen. (Art. VI Abs. 3 
der Kundmachung)

(3) Gelangt die Bezirksverwaltungsbehörde zur 
Kenntnis von Mißständen, so hat sie entspre-
chende Abhilfe zu treffen. Unbeschadet des § 30 
ist einem Dienstgeber, dem eine Bewilligung zur 
Verwendung von Kindern gemäß § 6 erteilt wurde, 

durch die bewilligende Behörde die weitere Verwen-
dung der Kinder zu verbieten, wenn der Dienstgeber 
keine Gewähr bietet, daß die Bedingungen des Be-
willigungsbescheides und § 7 eingehalten werden.

Abschnitt 3 
Schutzvorschriften für Jugendliche

Arbeitszeit

§ 10. (1) Tägliche Arbeitszeit ist die Zeit vom Be-
ginn bis zum Ende der Arbeit ohne Einrechnung 
der Ruhepausen (§ 15). Wochenarbeitszeit ist die 
Arbeitszeit innerhalb des Zeitraumes von Montag 
bis einschließlich Sonntag.

(2) Werden Jugendliche von mehreren Dienstge-
bern beschäftigt, so darf die Gesamtdauer der 
einzelnen Beschäftigungen zusammengerechnet 
die in den folgenden Bestimmungen vorgesehene 
Höchstgrenze der Arbeitszeit nicht überschreiten.

(3) Im Falle des Abs. 2 ist der Jugendliche verpflich-
tet, jedem seiner Dienstgeber mitzuteilen, in wel-
chem Ausmaß er jeweils in den einzelnen Betrie-
ben beschäftigt ist.

§ 11. (1) Die tägliche Arbeitszeit der Jugendlichen 
darf acht Stunden, ihre Wochenarbeitszeit 40 
Stunden nicht überschreiten, soweit im folgenden 
nicht anderes bestimmt wird.

(2) Die nach Abs. 1 zulässige Wochenarbeitszeit 
kann zur Erreichung einer längeren Freizeit, die 
mit der Wochenfreizeit zusammenhängen muß, 
abweichend von der nach Abs. 1 zulässigen täg-
lichen Arbeitszeit verteilt werden. Der Kollektivver-
trag kann zulassen, daß die nach Abs. 1 zulässige 
Wochenarbeitszeit auf die Werktage abweichend 
von der nach Abs. 1 zulässigen täglichen Arbeits-
zeit aufgeteilt wird.

(2a) Die Arbeitszeit kann in den einzelnen Wochen 
eines mehrwöchigen Durchrechnungszeitraumes 
ausgedehnt werden, wenn innerhalb dieses Durch-
rechnungszeitraumes die Wochenarbeitszeit im 
Durchschnitt 40 Stunden nicht übersteigt und

1. 	 der Kollektivvertrag dies zuläßt,

2. 	 für vergleichbare erwachsene Arbeitnehmer 
des Betriebes eine solche Arbeitszeiteintei-
lung besteht und

3. 	 eine abweichende Arbeitszeiteinteilung für 
Jugendliche dem Arbeitgeber nicht zugemutet 
werden kann.
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